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70/06 Schulunterricht 

Text 

Freigegenstände, unverbindliche Übungen und Förderunterricht 

§ 12. (1) Die Schüler können sich zur Teilnahme an Freigegenständen und unverbindlichen Übungen 
anmelden. Die Anmeldung hat (ausgenommen an Berufsschulen) anlässlich der Aufnahme in die Schule 
oder innerhalb einer vom Schulleiter zu Beginn des 2. Semesters der vorangehenden Schulstufe 
vorzusehenden Frist von mindestens drei Tagen und längstens einer Woche zu erfolgen und gilt nur für 
das nächstfolgende Unterrichtsjahr; nach dieser Frist ist eine Anmeldung zulässig, wenn sie keine Teilung 
der Unterrichtsveranstaltung zur Folge hat. 

(Anm.: Abs. 2 und 3 aufgehoben durch BGBl. I Nr. 20/2006) 

(4) Wenn ein Schüler in einem Freigegenstand im Jahreszeugnis nicht oder mit Nichtgenügend 
beurteilt wird, kann er sich im darauffolgenden Unterrichtsjahr in diesem Freigegenstand nur zur 
Wiederholung desselben anmelden. 

(5) Für den Freigegenstand Religion an Berufsschulen ist Abs. 4 nicht anzuwenden. 

(6) Schüler an Haupt- und Berufsschulen sind verpflichtet, den Förderunterricht zu besuchen, sofern 
der den betreffenden Pflichtgegenstand unterrichtende Lehrer feststellt, daß der Schüler zur Vorbereitung 
auf den Übertritt in eine höhere Leistungsgruppe oder zur Vermeidung des Übertrittes in eine niedrigere 
Leistungsgruppe des Förderunterrichtes bedarf; dies gilt auch für den Förderunterricht in den 
Pflichtgegenständen Deutsch, Mathematik und Lebende Fremdsprache der Hauptschule während des 
Beobachtungszeitraumes und in der niedrigsten Leistungsgruppe, wenn der Schüler des 
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Förderunterrichtes bedarf, weil er die Anforderungen in wesentlichen Bereichen nur mangelhaft erfüllt 
oder wegen eines Schulwechsels Umstellungsschwierigkeiten hat. 

(6a) Schüler der 5. und 6. Schulstufe der Neuen Mittelschule sind verpflichtet, in den 
Pflichtgegenständen Deutsch, Mathematik und Lebende Fremdsprache den Förderunterricht zu besuchen, 
sofern der Bedarf nach einer Förderung durch den unterrichtenden Lehrer festgestellt wird, auf der 7. und 
8. Schulstufe dann, wenn der Schüler die Anforderungen im Bereich der grundlegenden 
Allgemeinbildung nur mangelhaft erfüllt. 

(7) Soweit nicht eine Verpflichtung zur Teilnahme am Förderunterricht gemäß Abs. 6 oder 6a 
besteht, können sich Schüler nach Feststellung der Förderungsbedürftigkeit durch den unterrichtenden 
Lehrer zur Teilnahme am Förderunterricht anmelden. Die Anmeldung gilt nur für den betreffenden Kurs 
des Förderunterrichtes oder - sofern ein Kurs lehrplanmäßig nicht vorgesehen ist - für die für den 
betreffenden Schüler vorgesehene Dauer des Förderunterrichtes. 

(8) Bei Wegfall der Förderungsbedürftigkeit kann sich der Schüler von der weiteren Teilnahme am 
Förderunterricht abmelden. Sofern nach Feststellung des Lehrers die Förderungsbedürftigkeit noch 
besteht, bedarf die Abmeldung der Zustimmung des Schulleiters. 

(8a) Die Abs. 1 bis 8 finden auch auf nicht schulpflichtige Schülerinnen und Schüler, die wegen 
mangelnder Kenntnis der Unterrichtssprache als außerordentliche Schülerinnen oder Schüler 
aufgenommen wurden, Anwendung. 

(9) Der zuständige Bundesminister kann durch Verordnung das Ausmaß für die Teilnahme eines 
Schülers am Förderunterricht in einem Unterrichtsjahr beschränken; hiebei ist auf die Anforderungen des 
Lehrplanes der einzelnen Schulstufen im Verhältnis zur durchschnittlichen Belastbarkeit der Schüler und 
auf die Förderungsbedürftigkeit der Schüler Bedacht zu nehmen. 
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